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Bundesbeschluss Entwurf 
über die Volksinitiative «Schweizer Recht 
statt fremde Richter (Selbstbestimmungsinitiative)»  
vom … 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

gestützt auf Artikel 139 Absatz 5 der Bundesverfassung1, 
nach Prüfung der am 12. August 20162 eingereichten Volksinitiative 
«Schweizer Recht statt fremde Richter (Selbstbestimmungsinitiative)», 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 5. Juli 20173, 

beschliesst: 

Art. 1 

1 Die Volksinitiative «Schweizer Recht statt fremde Richter (Selbstbestimmungs-
initiative)» vom 12. August 2016 ist gültig und wird Volk und Ständen zur Abstim-
mung unterbreitet. 

2 Sie lautet:   
Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert: 

Art. 5 Abs. 1 und 4 

1 Grundlage und Schranke staatlichen Handelns ist das Recht. Die Bundesverfassung 
ist die oberste Rechtsquelle der Schweizerischen Eidgenossenschaft. 

4 Bund und Kantone beachten das Völkerrecht. Die Bundesverfassung steht über 
dem Völkerrecht und geht ihm vor, unter Vorbehalt der zwingenden Bestimmungen 
des Völkerrechts.    
  

  
1 SR 101 
2 BBl 2016 7091 
3 BBl 2017 5355 
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Art. 56a Völkerrechtliche Verpflichtungen 

1 Bund und Kantone gehen keine völkerrechtlichen Verpflichtungen ein, die der 
Bundesverfassung widersprechen. 

2 Im Fall eines Widerspruchs sorgen sie für eine Anpassung der völkerrechtlichen 
Verpflichtungen an die Vorgaben der Bundesverfassung, nötigenfalls durch Kündi-
gung der betreffenden völkerrechtlichen Verträge. 

3 Vorbehalten bleiben die zwingenden Bestimmungen des Völkerrechts. 

Art. 190 Massgebendes Recht 

Bundesgesetze und völkerrechtliche Verträge, deren Genehmigungsbeschluss dem 
Referendum unterstanden hat, sind für das Bundesgericht und die anderen rechts-
anwendenden Behörden massgebend. 

Art. 197 Ziff. 124 

12. Übergangsbestimmung zu Art. 5 Abs. 1 und 4 (Grundsätze rechtsstaatli-
chen Handelns), Art. 56a (Völkerrechtliche Verpflichtungen) und Art. 190 (Massge-
bendes Recht) 

Mit ihrer Annahme durch Volk und Stände werden die Artikel 5 Absätze 1 und 4, 
56a und 190 auf alle bestehenden und künftigen Bestimmungen der Bundesverfas-
sung und auf alle bestehenden und künftigen völkerrechtlichen Verpflichtungen des 
Bundes und der Kantone anwendbar. 

Art. 2 

Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die Initiative abzulehnen. 

  

4 Die endgültige Ziffer dieser Übergangsbestimmung wird nach der Volksabstimmung 
von der Bundeskanzlei festgelegt. 
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